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27 .Jahrgang ,Wien ,Mittwoch ,den16 .November1921osessgeeeee
DieÄnforderungder Räumedes WarenverkehrsbürosundderErdölstelle

imHotelde ' EuropeAm17 .Mai . JhatdasWohnungsamtdasHotel
de ' Europe ,in dem das Warenverkehrsbüro und die österreichische
Erdölstellewiderrechtlichihre Bürosuntergebrachthatten ,ange¬
fordert .DieseAnforderungwurdedurchEntscheidungdesMietsenates
vom17 . Hunirechtskräftig ,worauf die Zuweisung erfolgte und die von

derGemeindezuleistendeVergütungvomMietamteII bestimmtwurde.
Gegendie AnforderungwurdesowohlvomWarenverkehrsbürowieauch

vonderErdölstelledieBeschwerdeandenVerwaltungsgerichtshef
eingebracht .Außerdemhat dasWarenverkehrsbürogegendieamtlich
verfügteRäumungeine BesitzstörungsklageerhobenundgegendieZu¬
weisung und die Zinsbestimmunggleichfalls zwei Beschwerdenanden
Verwaltungssrichtshofeingebracht .DassdieseFlutvonRechtsmitteln
undprozessualenAngriffsmittelndemWohnungsamtebei derDurchset-¬
zungder AnforderungschwereHindernissein den Weglegte ,ist offen
sichtlich .DieBesitzstörungsklagewürdevomGerichtewegenUnzuläs-¬
sigkeit des Rechtswegesbereits zurückgewiesen ,ebenso hat derVer- ¬
waltungsgerichtshof sowehl die Bescnwerdegegen die Zuweisungder
angefordertenRäumeals auchdie Beschwerdegegendie Bestimmungdes
VergütungsbetragesohnemündlicheVerhandlungzurückgewiesen .DieBe
schwerdedesWarenverkehrsbürcsgegendieAnforderungkommtdemnäch
zuröffentlichenmündlichenVerhandlung.UeberdieBeschwerdeder
Erdölstelle gegendie Anforderungwurdedie angefochteneEntschei¬

dungwegenmangelhaftenVerfahrensaufgehoben,weilderVerwaltungs
gerichtshofaufdemStandpunktstcht ,dieErdölstelleseieinestad
licheAnetalt ,weshalbvorAusspruchdesAnforderungserkenntnisses
die GenehmigungdesBürgermeistersals Landeshauptmanneinzuholen

und das Eanvernehmenmit demMinisterium für Handel und Gewerbe ,In¬

dustrie und Bauten zu pflegen gewesen wäre Das Wohnungsamt ,dase
sich zu diesemStandpurktdes Verwaltungsgerichtshofennichtbekennt
da nachder Anforderungsverordnungdiese beidenErfordernissenur
dannnotwendigsind ,wennes sichumvonjeherfür öffentlicheZwek
kebenützteRäumlichkeitenhandelt ,nichtaber ,wennerstsolche
RäumeehneBewilligungderBehördedemWohnzweckeentzogenwerden,
hat trotzdemdie vomVerwaltungsgerichtshofgerügtenMängelzube¬
seitigengetrachtet,undwirdinBäldevordemMietsenatederStadt
Wienin einer neuerlichenVerhandlunggelegenheit finden ,seinen
Rechtsstandpunktzu vertreten .DamitdürfteendlichdieseAngelegen
heit ein für die AllgemeinheitbefriedigendesEndefinden .Jeden-¬
falleist dieAngelegenheitbezeichnendfürdieSchwierigkeiten ,
die dasWohnungsamtbei DurchführungseinerAnforderungenzubekümp
fenhat
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